
Mehr Wertschätzung
für das Militär

Von Kristina Dunz

Die Beziehung zwischen Bevölkerung und Bundes-
wehr war lange geprägt von dem historisch begrün-
deten Fremdeln einer Nation ausgerechnet mit den
Männern und Frauen, die im Ernstfall ihr Leben für

sie geben. Die Wiederbewaffnung schon wenige Jahre nach
dem von Deutschland ausgehenden Zweiten Weltkrieg, Na-
zi-Herrschaft und Wehrmachtgräueltaten wurde in der Bun-
desrepublik von vielen abgelehnt. Es kam zu Protesten und
politischen Auseinandersetzungen. Die historische Schuld
Deutschlands verhinderte jahrzehntelang einen normalen
und halbwegs unverkrampften Umgang mit der eigenen Ar-
mee. Von Stolz ganz zu schweigen.

Doch durch Russlands brutalen Krieg gegen die Ukraine
verändert sich die Sicht auf das Militär. Die Sorge vor einer
Ausweitung des Krieges auch auf Deutschland ist mitunter
größer als die Angst im Kalten Krieg, als sich hochgerüstete
Armeen in Ost und West gegenüberstanden. Bis zur Wieder-
vereinigung und dem Zerfall der Sowjetunion hatte West-
deutschland 486000 und Ostdeutschland 170000 Soldaten,
aber danach wurde das deutsche Militär geschrumpft. Man
glaubte, nur noch von Freunden umzingelt zu sein, setzte die
Wehrpflicht aus und baute die Zahl der Soldaten auf heute
rund 182000 ab. Die Bundeswehr leidet inzwischen wie jeder
Handwerksbetrieb unter einem Mangel an Kräften. Und
dennoch vollzieht sie die von Bundeskanzler Olaf Scholz aus-
gerufene Zeitenwende am sichtbarsten.

Das hat zweierlei Gründe. Erstens: Kein anderer Bereich
hat im Hauruckverfahren ein schuldenbasiertes 100-Milliar-
den-Euro-Sondervermögen bekommen. Daraus können zum
Beispiel drei israelisch-amerikanische Raketenabwehrsyste-
me vom Typ Arrow 3 im Volumen von fast 4 Milliarden Euro
finanziert werden, die ab 2025 einen Schutzschirm über
Deutschland und weitere Nato-Staaten aufspannen werden.
Zweitens: die gestiegene Akzeptanz der Bürgerinnen und
Bürger dafür, dass die Ausgaben für die Landes- und Bünd-
nisverteidigung angesichts der Bedrohung durch Russland so
drastisch erhöht werden.

Die Deutschen sahen es lieber, wenn Soldaten Brunnen
bauten, als dass sie kämpften. Nun dringt mit Putins Krieg
gegen die Ukraine, die nicht nur sich selbst, sondern auch die
Demokratie in Europa verteidigt, ins kollektive Bewusstsein
ein, dass die eigene Nation wehrhaft sein muss. Denn ohne
Demokratie und Freiheit ist alles andere nichts. Das ist eine
Lehre aus der enttäuschten Hoffnung auf Frieden nach Ende
des Kalten Krieges. Und deshalb ist es überfällig, neben der
nötigen Kritik an Pannen, Behäbigkeit und Rechtsextremis-
mus in der Bundeswehr, die Soldatinnen und Soldaten dafür
wertzuschätzen, was sie für das Land, für jeden Einzelnen,
bereit sind zu geben: ihr Leben. Mehr geht nicht.

Die Akzeptanz für
Rüstungsausgaben
ist gestiegen.

Trauermarsch für Nahel M.: Die Mutter des getöteten 17-Jährigen sitzt auf einem Lastwagen, der durch den Pariser Vorort Nanterre fährt. Hunderte Demonstran-
ten forderten Gerechtigkeit für den jungen Mann, der bei einer Kontrolle von der Polizei getötet worden war. FOtO: MiCHEl EulER/Dpa

Ich verstehe
das Gefühl der
Ungerechtigkeit.

Patrick Jarry,
bürgermeister von nanterre

kommenTAr

Austausch gefragt
Die Befunde sind eindeutig, und sie verwundern nicht. Etwa
ein Drittel der muslimischen Bevölkerung erfahre regelmä-
ßig Diskriminierung, heißt es im Abschlussbericht des Unab-
hängigen Expertenkreises Muslimfeindlichkeit, der am Don-
nerstag vorgestellt wurde. Auch dass dagegen etwas getan
werden muss, sollte unstreitig sein.

Zwar gibt es für Vorbehalte vieler Einheimischer gegen den
Islam durchaus Gründe. Sie hängen mit dem islamischen Fun-
damentalismus zusammen, der sich in brutalen Terrorakten
äußerte. Hinzu kommt, dass islamische Staaten meistens Dik-
taturen sind und sich die Wertvorstellungen vor allem ihrer
männlichen Bevölkerungsteile nicht mit unseren decken. Die-
se Mischung aus Autoritarismus und Frauenfeindlichkeit war
in Afghanistan zuletzt ebenso zu besichtigen wie in Iran.

Freilich leiden darunter nicht zuletzt Muslime. Überdies
geben sich Bürgerinnen und Bürger in Deutschland oft keine
Mühe, zwischen dem Islam, seinen politischen Erschei-
nungsformen und den Muslimen bei uns zu unterscheiden.
Und schließlich nimmt die gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit flächendeckend zu. Da muss sich in den Köpfen
generell eine Menge ändern. Was wir, um dieses Ziel zu er-
reichen, definitiv nicht brauchen, ist der jetzt empfohlene
Bundesbeauftragte für die Bekämpfung von Muslimfeind-
lichkeit. Wir haben bereits eine Antirassismusbeauftragte
und eine Antidiskriminierungsbeauftragte, während sich die
Ostdeutschen weiter benachteiligt fühlen, obwohl es seit
über 30 Jahren einen Ostbeauftragten gibt. Nein, eine Be-
auftragteninflation hilft niemandem. Foren des gelungenen
Austausches zwischen Muslimen und Nicht-Muslimen könn-
ten schon eher helfen.

Von Markus Decker

denten seien „unfassbar“, kritisierte
die Gewerkschaft Alliance. Macron
missachte die Gewaltentrennung,
indem er „unsere Kollegen ver-
urteilt, bevor die Justiz zu Wort
kommt“.

Am Donnerstagmorgen bestellte
Macron mehrere Minister zu einem
Krisentreffen ein. Groß ist die Angst
vor heftigen Ausschreitungen wie im
Jahr 2005, als der damalige Präsident
Jacques Chirac Ausgangssperren
verhängte. Ausgelöst hatte die Unru-
hen der Tod zweier Jugendlicher auf
der Flucht vor der Polizei im Pariser
Vorort Clichy-sous-Bois.

Macron appellierte an alle, Res-
pekt zu zeigen, damit der Gedenk-
marsch für Nahel M. am gestrigen
Nachmittag ruhig verlaufen könne.
Tausende Menschen kamen dem
Aufruf der Mutter des getöteten Ju-
gendlichen,diesemdie letzteEhrezu
erweisen, nach. Mounia M. trug ein

Autos brennen während Ausschreitungen in Nanterre bei Paris. In der Nacht
zu Donnerstag ist es in der Hauptstadt und weiteren französischen Städten er-
neut zu heftigen Krawallen gekommen. FOtO: CHRiStOpHE Ena/Dpa

So teuer isst Deutschland
Wir haben den Preis von 300 Gerichten quer durch die Republik verglichen. Die Speisekartenauswertung zeigt: Die

Kosten für einen Restaurantbesuch sind um fast ein Drittel gestiegen. Dennoch warnt die Branche vor einer Pleitewelle.

D
ie Kleine Burg ist
durchaus etwas für
Feinschmecker. In
dem kleinen, gelb ge-
tünchten Haus unweit
des Staatstheaters von

Oldenburg wird den Gästen geho-
bene Küche geboten. Es gibt Platz
für 54 Gäste, Holztische, graue und
türkisfarbene Wände sollen für ein
besonderes Ambiente sorgen. Auf
der Karte stehen Drei-, Vier- und
Fünf-Gänge-Menüs, mit und ohne
Weinbegleitung, zudem gibt es Ge-
richtevonderKarte,darunterKalbs-
blanquette in Hummersauce (vom
Biokalb und mit White Tiger Förde-
garnelen), Flambiertes Heilbuttfilet
(mit Austernvelouté) oder hausge-
machte Pasta.

Die exklusive Auswahl hat ihren
Preis – heute mehr denn je. „Haus-
gemachte Pasta Hähnchen“ kostet
pro Portion beispielsweise 26 Euro.
Wer die gleiche Speise 2019 bestell-
te,vorAusbruchderCorona-Pande-
mie mit den Lockdowns für Restau-
rants und vor dem Krieg in der Uk-
raine, zahlte für dasselbe Gericht
nur 17 Euro. Das macht eine Preis-
erhöhung von etwas mehr als 50
Prozent in vier Jahren. Andere Prei-
se für Speisen haben die Betreiber
ebenfalls angehoben. So kostete die
Rinderroulade 14 Euro, heute ist sie
für 19 Euro zu haben. Die Vorspeise
„Avocado Ziege“ hat sich von 12 auf
16 Euro um ein Drittel verteuert.

Die Kleine Burg ist bei Weitem
kein Einzelfall. Der Restaurantbe-
such – ein kleiner, gelegentlicher
Luxus auch für diejenigen mit weni-
ger üppigem Einkommen – ist quer
durchs Land deutlich teurer gewor-
den. Nicht nur in der gehobenen Fi-
ne-Dining-Kategorie, sondern auch
bei Imbissen, dem Italiener um die
Ecke, der Weinbar und dem Rats-
keller, sowohl auf dem Land als
auch in der Stadt. Jeder, der regel-
mäßig Restaurants besucht, wird
dasGefühlkennen:Die Inflation, sie
schlägt auch beim Essengehen zu.

Um dieses Gefühl in Zahlen zu
fassen, hat das RedaktionsNetz-
werk Deutschland (RND) sich die
Preisentwicklung von 107 Restau-
rants in ganz Deutschland ange-
schaut. Dafür wurden die Preise von
jeweils drei gleich benannten Ge-
richten auf den Speisekarten vor der
Corona-Pandemie (Mitte 2018 bis
Anfang 2020) mit denen der aktuel-
len Speisekarten verglichen. Basis
dafür waren die jeweils auf der
Website damals und heute veröf-
fentlichten Speisekarten.

Auch wenn es sich um keine re-
präsentative Studie handelt und
Restaurants,dieonlinekeineKarten
oder keine Preise ausgewiesen ha-
ben, vom Vergleich ausgenommen
sind, zeigt sich eine klare Tendenz:
Im Schnitt wurden die Gerichte in
den vergangenen vier Jahren um
27,2 Prozent teurer. Mehr als 80 der
321 geprüften Gerichte kosten laut
Speisekartenauswertung mehr als
ein Drittel mehr als noch vor vier
Jahren, vereinzelt sind die Speisen
sogar fast doppelt so teuer gewor-
den.

gewinnmarge ist geschrumpft
Warum ist das so? Und: Sind diese
Erhöhungen gerechtfertigt? Wer bei
den Betreibern der Kleinen Burg in
Oldenburg nachfragt, hört viel von
ganz eigenen Inflationssorgen. Frü-
her, da gab es eine Kiste Tomaten
auf dem Großmarkt auch einmal für
5Euro.Heuteseienesgutundgerne
20 Euro, sagt Gastronom Stephen
Willms. Fisch und Fleisch, Weizen
und Teigwaren, Gemüse und Obst –
überall sei es das gleiche. „Wenn ich
die Kostensteigerung bei uns sehe,
müssten wir bei manchen Gerichten
diePreise fastverdoppeln,umannä-
hernd den gleichen Gewinn wie vor
Corona zu haben.“

In der RND-Untersuchung mit
drei Speisen kommt die Kleine Burg
auf eine durchschnittliche Preisstei-
gerung von 40,4 Prozent. Gleichzei-
tig jedoch, so beteuert es das Kleine-
Burg-Team, sei die Gewinnmarge
sogargeschrumpft.„Wirmüssendie
Preise anpassen, um wirtschaftlich
handlungsfähig zu sein“, sagt

Von Miriam Keilbach

Einzelne Gerichte über 60 Prozent teurer

In welchemMaß die Restaurants die Preise der 321 untersuchten Gerichte

erhöht haben
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rung kommt – ein Spitzenwert im
Bundesvergleich. Warum hat er so
deutlich erhöht?

Ende 2019, so erzählt Möcke, ha-
be er das Weindorf übernommen,
ein großes Gelände, idyllisch am
Rheinufer gelegen, mit Platz für
rund 700 Personen. Damals sei der
Betrieb auch aufgrund der Preiskal-
kulation des Vorgängers nicht wirt-
schaftlich gewesen, berichtet Mö-
ckel. Vor allem die Personalkosten
seien ein Kostenfaktor gewesen.
„Ich bin ein Verfechter vom Min-
destlohn“, sagt er, „aber die Leute
müssen sich beim Restaurantbe-
such bewusster machen, dass es ein
sehr arbeitsintensiver Bereich ist.“
Er sagt, er habe handeln müssen.
UndsodrehteeranderPreisschrau-
be.

Obwohl er die Preise für einzelne
Gerichte um fast 100 Prozent erhöh-
te, kommen noch Gäste, wenn-
gleich nicht mehr so viele wie vor
Corona. Inzwischen würden Hoch-
zeiten, Geburtstage und Co. oft in
kleinerem Kreis gefeiert. „Da merkt
man die Unsicherheit um die eige-
nen Lebenshaltungskosten“, so
Möckel. Dennoch: Die meisten sei-
en bereit, für eine gute Qualität zu
zahlen. „Heute überlegen sich die

Mit etwa zwölf Kilowattstunden
je Gedeck gibt der Deutscher Ho-
tel- und Gaststättenverband
(Dehoga) den durchschnittli-
chen Energiebedarf von Res-
taurants an. Lag der durch-
schnittliche Strompreis für
Gewerbekunden 2020 noch bei
knapp 18 Cent je Kilowattstunde,
verteuerte er sich nach Ausbruch
desUkraine-Kriegsauf53Cent.Al-
lein die Energiekrise habe in dieser
Zeit die Kosten je Teller um 4,20
Euro in die Höhe getrieben.

Inzwischen hat sich die Lage bei
Strom und Gas auch dank staatli-
cher Energiepreisbremsen zwar
wieder beruhigt, dafür treiben nun
steigende Lebensmittelpreise die
Kosten der Gastronominnen und
Gastronomen. Eine Auswertung
des Statistischen Bundesamtes
zeigt, dass Nahrungsmittel zwi-
schen Januar 2020 und Mai 2023
um 31,7 Prozent teurer geworden
sind. Besonders betroffen sind
Grundnahrungsmittel wie Mehl (+
58,7 Prozent), Zucker (+ 80,7),
pflanzliche Fette wie Öl (+ 87,9)
und Margarine (+ 68), Teigwaren (+
45,8) sowie Milch- und Molkerei-
produkte (+ 46,3).

Teure Arbeitskräfte
Wenn alles teurer wird, steigt auch
der Druck auf die Löhne. 21,5 Pro-
zent mehr als im Vorjahr mussten
Deutschlands Gastronominnen
und Gastronomen im ersten Quar-
tal 2023 für Personal ausgeben, hat
der Branchenverband Dehoga aus-
gerechnet. Die gesetzlich verord-
nete Mindestlohnerhöhung von
9,82 Euro auf 12 Euro je Stunde hat-
te an dieser Entwicklung großen
Anteil, gleichzeitig aber müssen
sich die Hoteliers und Restaurant-
betreiber auch immer mehr stre-
cken, um genügend Arbeitskräfte
zu finden.

„Die Auswahlmöglichkeiten
und damit die Ansprüche der Mit-
arbeiter nehmen zu“, sagt Dehoga-
Hauptgeschäftsführerin Ingrid
Hartges. Mit dem gesetzlichen
Mindestlohn geben sich viele
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer nicht mehr zufrieden – und
verlangen mehr. „In Großstädten
werden teilweise bis zu 14 Euro für
Ungelernte gezahlt“, sagt Hartges.

Jemand, der das Problem kennt,
ist Roberto Möckel. Er betreibt das
Lokal Weindorf in Koblenz, das in
der RND-Speisekarten-Untersu-
chung auf 82,2 Prozent Preissteige-

Willms, „aber es ist ein schmaler
Grat, denn die Inflation trifft jeden,
auch unsere Gäste. Den Effekt, den
eine Preisanpassung hat, muss man
immer abschätzen.“

DieFrage,diesichRestaurantbe-
sitzerinnen und -besitzer in diesen
Monaten quer durchs Land stellen,
ist also heikel: Wie viele der gestie-
genen Kosten lassen sich auf die
Gäste umlegen? Wann bleiben die
Gäste einfach zu Hause, statt die er-
höhtenRechnungenzubegleichen?

Und, so zumindest die oft zu hö-
rende Perspektive von immer mehr
Restaurantgästen: Wo hören die
Preiserhöhungen wegen gestiege-
ner Betriebskosten auf, und wo
fängt die sogenannte Gierflation
an? Jüngst hatte Joachim Ragnitz
vom Ifo-Institut Preissteigerungen
analysiert und kam zu dem Schluss:
„Unternehmen im Gastgewerbe
und Verkehr haben ihre Preise
deutlich stärker erhöht, als es auf-
grund der gestiegenen Vorleis-
tungspreise allein zu erwarten ge-
wesen wäre“, wie der Bayerische
Rundfunk meldete. Schlagen also
manche der Restaurantbesitzerin-
nen und -besitzer bei der allgemei-
nen Verwirrung um Verteuerungen
gleich noch ein paar Prozente extra
drauf?

Die Gastronomie hingegen ver-
weist auf gestiegene Kosten. Denn
ähnlichwiePrivathaushalte istauch
dieBranchevondenAuswirkungen
des russischen Angriffskrieges in
der Ukraine und der folgenden
Energiekrise betroffen, wobei der
Energieverbrauch von Restaurants
um ein Vielfaches höher ist. Ko-
chen, Heizen, Lüften, Beleuchten,
Spülen und Kühlen – ohne Strom,
Gas und Öl geht in den Küchen und
Gasträumen so gut wie nichts.

Leute aber eher zweimal, ob sie ins
Restaurant gehen. Der Restaurant-
besuch wird zu etwas Besonde-
rem.“ Einzig: Machen zu viele Leu-
te den Restaurantbesuch zu etwas
Besonderem, „dann stirbt die Gast-
ronomie.“

selbst kochen als Alternative
Denn beliebig erhöhen lassen sich
die Preise in der Gastronomie nicht.
Anders als beim Kauf von Milch,
Butter und Brot gibt es zum Besuch
beim Italiener immer eine günsti-
gere Alternative: Wird der Besuch
zu teuer, kocht man zu Hause. Im
Mai 2023 verzeichneten die Res-
taurants 11,5 Prozent weniger Gäs-
te als im Mai 2019, zeigen Zahlen
des Verbraucherpanels Crest von
Circana. „Die Verunsicherung mit
Blick auf die gesamte multiple Kri-
sensituation erhöht nicht gerade
die Konsumbereitschaft“, sagt
auch Dehoga-Chefin Hartges.

Drei Verlustjahre hat die Gastro-
branche bereits hinter sich. 2020
und 2021 gaben 36.000 Unterneh-
men im Hotel- und Gaststättenge-
werbe den Betrieb auf. Und es
könnte noch ärger kommen. Im ers-
ten Quartal 2023 gab es laut Deho-
ga branchenweit ein Umsatzminus
von 12,5 Prozent gegenüber 2019.

Zudem wird der Gastronomie
noch bis Ende des Jahres ein
Steuervorteil gewährt, eine Art Co-
rona-Schutzschirm. Seit der Pande-
mie zahlen Restaurants nur noch 7
Prozent Mehrwertsteuer auf Spei-
sen, egal, wo gegessen wird. Zuvor
waren es beim Verzehr vor Ort 19
Prozent. Wenn die Hilfsmaßnahme
im Januar 2024 wie geplant auslau-
fe, sei das „eine Katastrophe – für
die Gäste, die Gesellschaft und die
Betriebe“, sagt Hartges.

Steht sogar eine neue Pleitewel-
le bevor? Hartges warnt zumindest
bereits vor den Folgen. Gerade in
den Lockdowns habe man gese-
hen, wie öde Innenstädte ohne
Gastronomie seien. „Nach der Wie-
dereröffnung unserer Betriebe
zeigte sich, wie sehr wir in den
Lockdownmonaten vermisst wur-
den“, sagt Hartges. Restaurants,
Kneipen,Cafés–dasseiennichtnur
Betriebe, sondern zugleich wichti-
ge soziale Treffpunkte, Orte mit
Wohlfühlatmosphäre.

Die Dehoga-Geschäftsführerin
sagt deshalb: „Gastronomie muss
bezahlbar bleiben.“ Da ist sie mit
den meisten Restaurantkundinnen
und -kunden wohl einer Meinung.
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Nach der
Wiedereröffnung
zeigte sich,

wie sehr wir in den
Lockdownmonaten
vermisst wurden.

Ingrid Hartges,
Dehoga-Hauptgeschäftsführerin

Wir müssen die Preise
anpassen, aber es ist
ein schmaler Grat,
denn die Inflation
trifft jeden.
StephenWillms,

Gastronom in der kleinen burg
in Oldenburg
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In Frankreich entlädt
sich eine immense Wut

Seit dem Tod eines 17-Jährigen
während einer Polizeikontrolle droht
die Stimmung in vielen französischen
Städten zu kippen. Die Regierung

kommt zum Krisentreffen zusammen.

Paris/Nanterre. Der gestrige Don-
nerstagmorgen in der Pariser Vor-
stadt Nanterre zeugte von einer
chaotischen Nacht, der zweiten in
Folge. Unterhalb der Wohnsiedlung
„Pablo Picasso“ standen ausge-
brannte Autos. Teile der Baustelle
einer Schule lagen in Trümmern vor
dem halb fertigen Gebäude. Der Ge-
ruchvonVerbranntemlaginderLuft.
Gruppen von jungen Leuten, teils zu
Fuß, teilsaufRollernhattensichstun-
denlang Verfolgungsjagden mit den
Polizisten geliefert.

Ähnlich turbulent ging es an vie-
len Orten in ganz Frankreich zu. Vor
allem öffentliche Gebäude wurden
teils stark beschädigt, Müllcontainer
angezündet. Mehr als 180 Menschen
kamen in Untersuchungshaft.

Die Wut nach dem Tod des 17-jäh-
rigen Nahel M. bei einer Verkehrs-
kontrolle am Dienstag in Nanterre ist
immens. Gerade in den Vororten der
Metropolen, den Banlieues, fühlen
sich viele Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund von der Polizei
drangsaliert.Erverstehe„dasGefühl
derUngerechtigkeit“,dassichnunin
den sozial benachteiligten Vierteln
auf gewaltsame Weise Bahn breche,
sagte Bürgermeister Patrick Jarry.
„DortherrschtdasGefühlvor,dasses
nicht dieselbe Gerechtigkeit für alle
gibt, nicht dasselbe Recht auf Arbeit
für alle.“ Noch immer entscheiden
oft der Name und der Wohnort über
die Chance, in Bewerbungsgesprä-
che eingeladen zu werden.

lüge heizt Zorn an
Den Zorn heizte auch die offensicht-
liche Lüge der involvierten Polizisten
an, die zunächst behauptet hatten,
der Schütze habe aus Notwehr ge-
handelt, da der Teenager sie sonst
überfahren hätte. Laut dem ermit-
telnden Staatsanwalt sagte einer der
Männer in seiner Untersuchungshaft
inzwischen aus, er habe „angesichts
der Gefährlichkeit des Straßenver-
haltens des Fahrers“ eine neuerliche
Flucht des Autos verhindern wollen.
Die erste Version war da längst wi-
derlegt worden durch ein Video, das
die beiden Beamten seitlich des Wa-
gens stehend zeigte, während einer
von ihnen seine Waffe auf die Person
amSteuer richteteundschoss,alsdas
Auto losfuhr. Nahel M. hatte keinen
Führerschein. Indem er die Umstän-
de von dessen Tod „unerklärbar, un-
entschuldbar“nannte,zogEmmanu-
el Macron den Zorn von Polizeiver-
tretern auf sich. Die Worte des Präsi-

weißes T-Shirt, auf dem „Gerechtig-
keit für Nahel“ stand.

Angespannte lage
Er hoffe, die Lage entspanne sich,
sagte Hamadi Najar, der eine Grup-
pe von Sozialarbeitern in Nanterre
leitet. „Ich bin seit 19 Jahren hier im
Dienst, aber Unruhen in diesem Aus-
maß erlebe ich zum ersten Mal.“ Die-
se erklärten sich auch dadurch, dass
Nahel M. im Viertel beliebt war.
„Man hat uns unseren kleinen Bru-
der genommen“, sagte einer der we-
nigen jungen Bewohner, die mit der
Presse sprechen wollten. „Nahel hat-
te keinen Vater, keinen großen Bru-
der, also nahmen wir ihn mit uns mit.
Seine großen Brüder,das waren wir.“
Kehre keine Ruhe ein, drohten noch
mehr Verwüstungen in den ohnehin
verarmten Vierteln, sagte Mokrane
Kessi, Präsident des Vereins „Banlie-
ues von Frankreich“. „Wir müssen
unseren jungen Leuten sagten: Zer-
störtnichteureeigenenSchulen,ver-
brennt nicht die Autos eurer Nach-
barn!“

Der Vorfall heizt die Debatten um
Polizeigewalt in Frankreich neu an.
Während der monatelangen De-
monstrationen gegen die Rentenre-
form im Frühjahr, aber auch in den
Jahren zuvor bei Kundgebungen et-
wa der „Gelbwesten“ kam es wie-
derholt zu brutalen Zusammenstö-
ßen. Auch die Zahl der Todesfälle im
Rahmen von Polizeieinsätzen stieg
stark an: 2020 waren es 40, 2021 so-
gar 52 und im vergangenen Jahr 39 –
doppelt so viele wie noch ein Jahr-
zehnt zuvor. 13 Menschen starben
2022, weil sie bei Kontrollen den Be-
fehlen der Polizei nicht Folge leiste-
ten – so wie nun Nahel M.

Die Polizei hingegen verweist auf
schwierigen Arbeitsbedingungen
und die wachsende Aggressivität,
mit der sie konfrontiert ist. 46 Beamte
nahmen sich 2022 das Leben. Ein
Ausweg aus der Spirale der Gewalt
erscheint nicht in Sicht. In der Nacht
auf den heutigen Freitag waren
40000 Einsatzkräfte im Einsatz. Be-
reits im Anschluss an den Trauer-
marsch in Nanterre kam es am Don-
nerstagabend zu Auseinanderset-
zungen zwischen Protestierenden
und der Polizei. Wie die Zeitung „Le
Parisien“ und der Sender BFMTV
berichteten, wurden Beamte mit Mo-
lotowcocktails beworfen. Die Polizei
überwachte die Lage mit Hub-
schraubern und zog Spezialkräfte in
Nanterre zusammen. Einige Orte
verhängten nächtliche Ausgangs-
sperren für Jugendliche.

Von Birgit Holzer
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